
 

 

Bericht des Vorstands  

gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  

zu Punkt 7 der Tagesordnung der virtuellen ordentlichen Hauptversammlung  

der HumanOptics AG (nachfolgend auch die "Gesellschaft")  

am 18. Dezember 2020 (nachfolgend auch die "ordentliche Hauptversammlung") 

Der Vorstand erstattet hiermit nachstehend den schriftlichen Bericht gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 

2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG, weshalb er ermächtigt werden möchte, über den Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre nach Tagesordnungspunkt 7 Buchstabe b) und Buchstabe c) der 

ordentlichen Hauptversammlung entscheiden zu können. 

Die Hauptversammlung vom 12. Februar 2020 hat den Vorstand ermächtigt, in der Zeit bis zum 

11. Februar 2025 das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einma-

lig oder mehrfach um bis zu insgesamt EUR 1.620.000,00 durch Ausgabe von bis zu 1.620.000 

neuen Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020/I). Von 

der bisher bestehenden Ermächtigung wurde Gebrauch gemacht im Rahmen einer Barkapital-

erhöhung, die am 22. April 2020 in das Handelsregister eingetragen wurde, in Höhe von EUR 

247.280,00. Folglich besteht das Genehmigte Kapital 2020/I aktuell lediglich noch in Höhe von 

EUR 1.372.720,00; bei der in der aktuellen Satzung in § 7 Abs. 2 wiedergegebenen Höhe von 

EUR 1.620.000,00 des Genehmigten Kapitals 2020/I handelt es sich insoweit um ein (notariel-

les) Redaktionsversehen. Der Genehmigte Kapital 2020/I schöpft betragsmäßig das zulässige 

Gesamtvolumen von 50 % des Grundkapitals nicht aus. Deshalb erscheint es sinnvoll, den Vor-

stand bereits zum jetzigen Zeitpunkt erneut zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Grundkapital durch die Ausgabe neuer Aktien in Höhe des neu zu schaffenden Genehmig-

ten Kapitals 2020/2021 zu erhöhen.  

Grundsätzlich sind im Falle der Ausnutzung eines genehmigten Kapitals die neuen Aktien an 

die Aktionäre auszugeben. Dieses Bezugsrecht kann nur aufgrund einer entsprechenden Er-

mächtigung durch die Hauptversammlung ausgeschlossen werden. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung berechtigt den Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020/2021 für Spit-

zenbeträge, bei Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Un-

ternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegen-

ständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forde-

rungen gegen die Gesellschaft sowie dann, wenn die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag 

ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und der Bezugsrechts-

ausschluss nur neue Aktien erfasst, deren rechnerischer Wert 10 % des Grundkapitals im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2020/2021 oder – falls dieses geringer 



   

ist – des bei Beschlussfassung über die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020/2021 vor-

handenen Grundkapitals nicht übersteigt, auszuschließen. Für die Frage des Ausnutzens der 10-

%-Grenze ist dabei der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, dass im 

Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis dar-

gestellt werden kann. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrages 

würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung 

der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert, da Aktionären 

aufgrund des Bezugsverhältnisses Bruchteile von Aktien gewährt werden müssten. Die als freie 

Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder 

durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwer-

tet. 

Die Ermächtigung sieht weiter vor, dass bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage das Bezugs-

recht ausgeschlossen werden kann. Dieser Ausschluss dient insbesondere dem Zweck, den Er-

werb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegen-

ständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft gegen Gewährung von neuen Ak-

tien zu ermöglichen. Führt der Unternehmens- bzw. Beteiligungserwerb im Wege der Kapital-

erhöhung gegen Sacheinlage bei dem Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer 

aus sonstigen Gründen eher an dem Erwerb von Aktien an der Gesellschaft als an einer Geld-

zahlung interessiert, stärkt die hier vorgesehene Möglichkeit die Verhandlungsposition der Ge-

sellschaft. Im Einzelfall kann es auch aufgrund einer besonderen Interessenlage der Gesell-

schaft geboten sein, dem Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung für eine Unternehmensbe-

teiligung anzubieten.  

Durch das Genehmigte Kapital 2020/2021 kann die Gesellschaft bei sich bietenden Gelegen-

heiten schnell und flexibel reagieren, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unterneh-

mensteile oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände oder An-

sprüche auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft gegen Ausgabe neuer Aktien zu erwerben. Die vorgeschlagene Ermächtigung er-

möglicht dadurch im Einzelfall eine optimale, liquiditätsschonende Finanzierung des Erwerbs 

gegen Ausgabe neuer Aktien mit einer Stärkung der Eigenkapitalbasis der HumanOptics AG. 

Die Verwaltung will die Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage gegen Ausnut-

zung des Bezugsrechtsausschlusses aus dem Genehmigten Kapital 2020/2021 in jedem Fall nur 

dann nutzen, wenn der Erwerb der neuen Aktien und der Erwerb der Gegenleistung, des zu 

erwerbenden Unternehmens, Unternehmensteils oder der zu erwerbenden Beteiligung oder des 

zu erwerbenden sonstigen Vermögensgegenstandes in einem angemessenen Verhältnis stehen. 

Dabei soll der Ausgabepreis der zu begebenden neuen Aktien grundsätzlich am Börsenkurs 

ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen 



   

Aktionäre wird somit vermieden. Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die Ermächtigung 

zum Bezugsrechtsausschluss in den umschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemes-

sen und im Interesse der Gesellschaft geboten. Eine Ausnutzung des neuen Genehmigten Ka-

pitals 2020/2021 ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht konkret geplant. 

Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht unter Beachtung der Anforderungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Diese 

Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Gesellschaft in die Lage, kurzfristig 

günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen 

möglichst hohen Kaufpreis pro Aktie und damit einen größtmöglichen Verkaufserlös zu erzie-

len. Die Nutzung dieser Möglichkeit für neue Aktien erweitert die Wege für eine Kapitalstär-

kung und liegt somit im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. Die 

Ermächtigung stellt sicher, dass unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gestützt auf 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht mehr als 10 % des Grundkapitals ausgegeben werden kann. Es 

kommt zwar dadurch zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen 

Stimmrechtsanteils bei den vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionären. Aktionäre, die ihre 

relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten möchten, haben aber 

insbesondere die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu erwerben. 

Die Verwaltung wird den etwaigen Abschlag vom Börsenpreis entsprechend den gesetzlichen 

Vorgaben möglichst geringhalten. Er wird sich voraussichtlich auf höchstens 3 %, jedenfalls 

aber nicht mehr als 5 % beschränken. 

 

Erlangen, im November 2020 

 

HumanOptics AG 

Der Vorstand 

 


